
Kita-Streik Günther-Wünsch
kündigt Notbetreuung an

Von Anna Thewalt, Robert Kiesel und Daniel Böldt

Vor
dem Hintergrund

der ab Montag geplan-
ten unbefristeten
Streiks in den Berliner
Kitaeigenbetriebenhat

Bildungssenatorin Katharina Gün-
ther-Wünsch (CDU) angekündigt,
„dass es den Eigenbetrieben mög-
lich sein wird, deutlich über zehn
Prozent Notbetreuung anzubie-
ten". „Aber ich sage auch, es wird
deutlich unter 100 Prozent sein",

sagte die Senatorin in einer Aktu-
ellen Stunde zu Beginn der Abge-
ordnetenhaussitzung am Don-

nerstag.
Die Vorstellung der Gewerk-

schaften, lediglich für zehn Pro-
zent der Kinder eine Notbetreu-

ung vorzuhalten, sei „blanker
Hohn", sagte Günther -Wünsch.
Dies umfasse nicht einmal alle
Kinder mit besonderem Betreu-

ungsbedarf, von Eltern mit sys-
temrelevanten Berufen oder Al-
leinerziehenden. „Oberstes Ziel"
sei es, Berliner Familien trotz

Streiks die bestmögliche Betreu-

ung für ihre Kinder anzubieten.
Darüber liefen nun Gespräche, die
Kita-Leitungen informierten auch
die Eltern und bezögen diese in die
Planungen ein.

Die Umsetzung der Verdi-Forde-

rungen bedeute die Neueinstel-
lung von rund 4000 zusätzlichen
Erzieherinnen und Erziehern, er-

gänzte die Senatorin. Jede Absen-
kung des Betreuungsschlüssels
ziehe hunderte zusätzlich benö-
tigte Stellen nach sich, sagte sie

und stellte klar, es werde mit ihr
keine Tarifverhandlungen mit
Verdi geben.

CDU-Fraktionschef Dirk Stett-
ner attackierte die Gewerkschaft
für ihre Streikankündigung
scharf. „Alle außer Verdi sind fest
davon überzeugt, dass Verdi gera-
de einen großen Fehler macht", er-

klärte Stettner im Abgeordneten-
haus unter dem Applaus seiner
Fraktion die SPD schwieg.

Die Mitarbeitenden der landes-
eigenen Kitas würden von Verdi

„instrumentalisiert", sagte Stett-
ner und sprach von einer „ausge-
machten Verdi-Krise in unserer

Stadt". „Ich halte dieses Vorgehen
in höchstem Maße für illegitim,
nicht verantwortungsvoll und
nicht berechtigt'', erklärte er wei-
ter, bezeichnete die Forderungen
der Gewerkschaft als „weder rea-

listisch noch berechtigt" und for-
derte Verdi dazu auf, die Streikan-
kündigung zurückzunehmen.

Der Senat hätte vor Monaten
den Gesprächsfaden aufnehmen
sollen. „Es liegt in ihrer Verant-

wortung, wenn diese Erzieherin-
nen immer wütender werden",

sagte sie. Es sei klar, dass zusätzli-
ches Fachpersonal und mehr Geld
nicht vom Himmel falle. „Aber der
Teufelskreis in überlasteten Ein-
richtungen muss durchbrochen
werden", sagte Burkert-Eulitz. Sie
forderte auch vom Regierenden
Bürgermeister direkt, Verantwor-

tung für die Kleinsten in der Stadt
zu übernehmen.

Die bildungspolitische Spreche-
rin der Linksfraktion, Franziska
Brychcy, ging den Senat hart an.

Von Mai bis September habe der
Senat nichts anderes gemacht, als
die Beschäftigten in den Kitas zu

beschimpfen, sagte sie. Die Krise
in den Kitas verursache nicht der
Streik, sondern der Personalman-

gel und die belastenden Arbeitsbe-
dingungen. Brychcy forderte, eine
Entlastungsvereinbarung mit ei-
nem verbindlichen Personal-
schlüssel abzuschließen.

Alexander Freier-Winterwerb,
Sprecher für Kinder, Jugend, Fa-
milie der SPD-Fraktion, bekannte
sich in seiner Rede zum Streik-
recht und erklärte sich unter Ap-

plaus von SPD, Grünen und Linke
solidarisch mit den Streikenden.
Er sprach sich dafür aus, die Ent-
lastungen etwa durch die Absen-
kung von Zugangsvoraussetzun-

gen für Bewerberinnen und Be-
werber zu erreichen.

Erster Warnstreik

schon ab Freitag

Verdi hat Tarifbeschäf-

tigte der Kitaeigen-
betriebe Berlins auf-

gerufen, bereits die-

sen Freitag die Arbeit

niederzulegen. Zuvor

war nur die Rede von

einem unbefristeten

Streik ab kommenden

Montag gewesen.

Auf Nachfrage sagte
Verdi -Sprecher Kalle

Kunkel, der Warnstreik

am Freitag habe „eine
begrenzte Wirkung"
und „keine Auswirkun-

gen auf die Kapazitä-

ten der Kitas".

Linksfraktion fordert

Entlastungsvereinbarung
Die Oppositionsparteien sehen
hingegen den Senat in der Pflicht,
den Streik noch abzuwenden und
die Arbeitsbedingungen an den Ki-
tas zu verbessern. Die bildungspo-
litische Sprecherin der Grünen
Fraktion, Marianne Burkert-Eu-
litz, warf der CDU vor, den Kon-
flikt zu schüren. "Das Bashing von

Gewerkschaft ist komplett unan-

gebracht", sagte sie an CDU-Frakti-
onschef Stettner gerichtet.
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